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Blackout in Berlin (II): 
 

„Sexwork 3.0“ – Die reaktionäre Utopie einer totalen 

Online-Überwachung von Prostitution (Teil 2) 

 
Wer mit dem Slogan „Nicht ohne uns über uns“ reklamiert, man möge nicht über die 

Köpfe von Sexarbeiter*innen hinweg, sondern nur im Dialog mit ihnen über sie 

entscheiden, der sollte auch etwas Gehaltvolles zu sagen haben. Das kann man jedoch 

von Martyra Pengs Buch „Sexwork 3.0 – und wie wir Zwangsprostitution verhindern“ 

nicht behaupten. In ihrer 300-seitigen Publikation verbreitet die ehemalige Sexarbeits-

Aktivistin ausgesprochen krude Ansichten. Ganz im Sinne abolitionistischer 

Prostitutionskritik lautet ihre zentrale These, dass Gewalt und „Zwangsprostitution“ 

den Alltag in der Prostitution bestimmen. Daher fordert sie den Ausbau des 

Überwachungsstaates gegenüber Sexarbeiter*innen. Doch damit nicht genug: Peng 

kupfert aus zweifelhaften Quellen ab, ohne diese offenzulegen. Grund genug, sich in 

unserer Reihe „Blackout in Berlin“ kritisch mit ‚Sexwork 3.0‘ zu befassen. 

 

von Doña Carmen e.V. 
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08. „Vollständige Entkriminalisierung“ I: Abschaffung von „Sonderverordnungen“ bei  

      gleichzeitiger Beibehaltung des prostitutionsspezifischen Strafrechts 

 

Peng präsentiert in ‚Sexwork 3.0‘ eine Vielzahl von Forderungen, die sich eine zukünftige 

Sexarbeits-Bewegung zu Eigen machen sollte. Ihre Forderungen ergeben sich nach 

eigenem Bekunden „aus der Analyse der Praxis, Problemlagen und Quellenanalyse“.1 Das 

lässt Schlimmes befürchten. 

 

Die von Peng für relevant erachteten Forderungen und Empfehlungen sind wahllos auf 

unterschiedliche Passagen ihrer Publikation verstreut und lassen jegliche Systematik 

vermissen. So werden die Forderungen weder nach kurz-, mittel- oder langfristiger 

Perspektive unterschieden, noch nach den unterschiedlichen Adressaten, an die sie sich 

richten. Das wirre Durcheinander scheint zumindest eine Achse zu haben, um die sich 

sämtliche Forderungen drehen: um die „vollständige Entkriminalisierung“2 von Sexarbeit. 

 

Was aber versteht Peng unter einer „vollständigen Entkriminalisierung“ von Prostitution“? 

Dieser Frage wollen wir nachgehen. 

 

Die Leserin erfährt von Peng, dass Prostitution in Deutschland aufgrund nach wie vor 

bestehender „Sonderverordnungen“, „Sonderparagrafen“ und „Sondergesetze“ bislang 

noch „nicht vollständig entkriminalisiert“ und somit anderen Berufen nicht gleichgestellt ist. 

Peng lehnt derartige Sonderregelungen und Sonderbehandlungen für die Berufsgruppe der 

Sexarbeiter*innen zurecht als diskriminierend ab.3 Doch bezeichnenderweise bleibt sie dabei 

stets vage und allgemein: 

 
 „Entkriminalisierung bedeutet, dass Gesetze, die Prostitution zu regeln suchen, die 

 Freiheiten, also bürgerlichen Freiheiten der Sexarbeiter*innen nicht einschränken dürfen. 

 Berücksichtigt werden müssen auch Zuwanderungsgesetze und die negativen Auswirkungen, 

 die Gesetze gegen Menschenhandel in aller Welt auf das Leben von Sexarbeiter*innen 

 haben.“4 

 

Sofern sie konkret wird, reicht es bei ihr lediglich zu einer Kritik an „kriminalisierenden 

Verordnungen“.5 Dazu zählen „Sperrbezirksverordnungen, Kontaktverbotsverordnungen, 

Verordnungen, wonach in kleineren Gemeinden Prostitution verboten ist etc.“6 Eher am 

Rande erwähnt sie das „Werbeverbot“ für Prostitution7, „Sondersteuern“8 sowie repressive 

„Kontrollmaßnahmen“ wie Razzien und speziell auf Prostitutionsmigrantinnen zielende 

„Rettungsmaßnahmen“.9 Als abzuschaffendes Sondergesetz erwähnt sie einzig das 

Prostituiertenschutzgesetz10 mit der darin geregelten „amtlichen Registrierung von 

Sexarbeiter*innen“.11 

 

                                                           
1 Peng 227 
2 vgl. Peng 155/56, 205, 219, 227 - 229, 280 - 284 
3 Das hindert sie freilich nicht, im Widerspruch dazu die „Einführung einer eigenen Sexarbeiter-
Sozialversicherung“ zu fordern (vgl. Peng 230) 
4 Peng 282 
5 Peng 284 
6 Peng 226 
7 Peng 228 
8 Peng 228 
9 Peng 205 
10 Peng 280 
11 Peng 156 
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Eigentlich hätte man erwarten können, dass Peng auf das bundesdeutsche Strafrecht zu 

sprechen kommt und die unsägliche strafrechtliche Reglementierung von Prostitution im 

StGB kritisiert, auf der die rechtliche Ungleichbehandlung von Prostitution gegenüber 

anderen Berufen maßgeblich basiert. 

 

Sie hätte darauf hinweisen müssen, dass im Falle von Prostitution Tathandlungen 

kriminalisiert werden können, bei denen weder ‚Zwang‘ noch ‚Gewalt‘ vorliegen müssen. Sie 

hätte darauf verweisen können, dass bereits rein subjektiv empfundene „Zwangslagen“, nicht 

aber der personale Zwang Dritter ausreichen, um von „Zwangsprostitution“ und 

„Menschenhandel“ zu sprechen. Sie hätte darlegen können, dass unter Zuhilfenahme 

unbestimmter Rechtsbegriffe bei Prostitution bereits Handlungen unterhalb der 

Nötigungsschelle genügen, um von „Zwangsprostitution“ und „Menschenhandel“ zu 

sprechen. Sie hätte kritisieren können, dass bereits mit Verweis auf eine zukünftige 

Ausbeutung, die real gar nicht eintreten muss, „Menschenhandel“ konstatiert werden darf. 

Sie hätte darlegen müssen, dass „Zwangsprostitution“ rechtlich auch dann vorliegen kann, 

wenn sexuelle Dienstleistungen mit Einwilligung der Beteiligten erfolgen12 und gar keine 

„Ausbeutung“ existiert. Ja, dass Zwangsprostitution vorliegen kann, auch wenn es gar nicht 

um Prostitution geht. Peng hätte mithin reichlich Gelegenheit gehabt, den ganzen 

konstruierten und insofern niederträchtigen Charakter der angeblich zum Schutz, tatsächlich 

aber gegen Prostitution gerichteten Straftatbestände darzustellen. 

 

Was aber findet man dazu bei Peng? Nichts. Rein gar nichts!  

 

Als wäre das alles nicht bereits schlimm genug, kommt die Verfasserin von „Sexwork 3.0“ mit 

einem gänzlich unkritischen Verständnis von „Menschenhandel“ und „Zwangsprostitution“ 

um die Ecke. So verwendet sie die Bezeichnung „Zwangsprostitution“ allein 76mal in ihrer 

Publikation. Für Peng ist „Zwangsprostitution“ im Unterschied zu den strafrechtlichen 

Bestimmungen ein Synonym für Zwang, Gewalt und Brutalität, also der Inbegriff des 

Verwerflichen, von dem sich Sexarbeit als gleichsam ‚gewaltfreie Sphäre‘ der 

Einvernehmlichkeit trennscharf abgrenzen ließe. Eine solche Art der Unterscheidung steht 

für den Mainstream einer uninformierten und unaufgeklärten Öffentlichkeit, die der 

herrschenden Ideologie unbemerkt auf den Leim und am eigentlichen Kern der Sache 

vorbeigeht. 

 

Obwohl Peng von der mangelnden „Legitimität des Begriffs“ „Zwangsprostitution“ gehört hat, 

verwendet sie ihn dennoch und bezeichnet ihn als akzeptablen „Hilfsbegriff“13. Tatsächlich 

aber handelt es sich nicht um einen „Hilfsbegriff“, sondern um einen Kampfbegriff von 

Prostitutionsgegnern, denen er in der Tat „hilft“, Sexarbeit öffentlich durch den Dreck zu 

ziehen und in die kriminelle Ecke zu stellen. Vor diesem Hintergrund verbietet sich jeglicher 

Rückgriff und jede Verharmlosung solcher Wortschöpfungen. Doch Peng steht den 

Prostitutions-Abolitionisten viel zu nahe, als dass sie der Versuchung hätte widerstehen 

können, diese Begriffe zu benutzen. 

 

                                                           
12 „Ein Handeln gegen den Willen der Person ist nicht vorausgesetzt.“ Vgl. Thomas Fischer, STGB-Kommentar, 
67. Auflage, 2020, S. 1653 
13 „Von der Legitimität des Begriffs Zwangsprostitution ganz zu schweigen. Ich erkenne an, dass er ein 
Hilfsbegriff ist, aber er vermischt interessegeleitet zwei Dinge: Prostitution im Sinne von selbstbestimmter 
Sexarbeit, wobei der Zwang zum Geld verdienen wie in anderen Berufen durchaus legitim ist, und Verbrechen an 
Männern und Frauen, die ihrer Grundrechte beraubt werden, also illegitim sind.“ (Peng 72/73). Das Problem ist 
allerdings nicht erst die Vermischung, wie Peng meint, sondern bereits die Tatsache, dass „Zwangsprostitution“ 
für sich genommen ein Interesse geleitetes rechtliches Konstrukt ist.     
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Halten wir fest: Darstellung und Kritik der bestehenden strafrechtlichen Reglementierung von 

Prostitution im StGB werden bei Peng komplett ausgeblendet, obwohl doch die rechtliche 

Ungleichbehandlung von Prostitution gegenüber anderen Berufen maßgeblich darauf basiert. 

Zwar bekennt Peng allgemein:  
 

 „Das Strafrecht ist kein wirksames oder geeignetes Mittel, die Erotikindustrie zu 

 regulieren.“14  
 

Doch bleibt sie jeglichen Beleg für diese Sichtweise und damit die überfällige Kritik an einer 

strafrechtlichen Reglementierung von Prostitution schuldig. Das hat zur Folge, dass sie an 

anderer Stelle im genauen Gegensatz zur vermeintlichen Kritik am Strafrecht in Anwendung 

auf Prostitution erklärt, dass „die konsequente Anwendung des geltenden Strafrechts für 

die Verbrechensbekämpfung durchaus ausreichend ist.“15 Wirrwarr und Konfusion wohin 

man schaut.  

 

 

09. George Soros‘ Open Society Foundations: 

      Verzicht auf Kritik am prostitutionsspezifischen Strafrecht 

 

Dass Peng so verfährt und um den eigentlichen Kernbereich der Kriminalisierung von 

Prostitution einen großen Bogen macht, ist alles andere als Zufall. Denn sie bezieht sich in 

„Sexwork 3.0“ positiv auf die vom amerikanischen Philanthro-Kapitalisten George Soros 

gegründete Open Society Foundations und das am Tropf dieser Stiftung hängende, im 

schottischen Edinburgh ansässige ‚Global Network of Sex Work Projects‘ (NSWP).16 Die 

Akzeptanz eines diskriminierenden prostitutionsspezifischen Sonderstrafrechts kommt daher 

nicht gänzlich unerwartet.  

 

Denn Soros‘ Open Society Foundations vertritt ein speziell zurechtgestutztes Konzept von 

Sexarbeits-Entkriminalisierung, das die Zuständigkeit des Strafrechts für die Prostitutions-

Regulierung nicht grundsätzlich in Frage stellt: 

 
 „Even if sexwork is decriminalized, the prostitution of minors and human trafficking can and 

 should remain criminal acts.”17 „In fact, jurisdictions that decriminalize sex work can retain 

 and even strengthen criminal prohibitions on trafficking, sexual coercion, and the 

 prostitution of minors.18 Das eigentliche Ziel müsse sein, dass „sexworkers and their 

 organizations can work with law enforcement to combat trafficking.”19   

 

Was Soros auf keinen Fall wollte, war eine Ausweitung von Sexarbeit.20 Soros‘ Open Society 

Foundations, aber auch das von ihm mit finanzierte NSWP21 haben daher nicht das geringste 

                                                           
14 Peng 283 
15 (Peng 172, 211) 
16 Vgl. Peng 8, 96, 155 
17 Open Society Foundation, 10 Reasons To Decriminalize Sex Work”, S. 1 (Version 2012), 
https://www.refworld.org/pdfid/50470a992.pdf 
18 ebenda, S. 6 
19 ebenda, S. 6 
20 Beschwichtigend betont man: „There is no evidence to support the claim made by some that removing 
criminal prohibitions on sex work will result in an expansion of the sex industry.” (S. 5) 
21 vgl. NSWP, Consensus Statement on Sex Work, Human Rights, and the Law, 2013, S. 9. Dort heißt es 
einschränkend: “Remove criminal laws and other legal oppressions that increase sex workers’ isolation and 
place sex workers at risk of violence…. Provide support for sex worker-led programmes that seek to end labour 
exploitation, coercion, slavery, and slavery-like practices in sex work”, 
https://www.nswp.org/sites/default/files/ConStat%20PDF%20EngFull.pdf.  

https://www.refworld.org/pdfid/50470a992.pdf
https://www.nswp.org/sites/default/files/ConStat%20PDF%20EngFull.pdf
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Interesse an einer substanziellen rechtlichen Gleichstellung von Prostitution mit anderen 

Berufen, sondern fördern mittels finanzieller Einflussnahme und mittels globaler Kampagnen 

gezielt eine Instrumentalisierung des Kampfs um Sexarbeitsrechte, der ihn auf die 

Gewährleistung von Schutz, Sicherheit und Gesundheit innerhalb des bestehenden Systems 

rechtlicher Ungleichbehandlung reduziert.  

 

Dass man dann trotz des Fortbestehens kriminalisierender Gesetze und Verordnungen für 

eine „vertrauensvolle Zusammenarbeit“ von Sexarbeiter*innen mit staatlichen Behörden 

und der Polizei plädiert, setzt dem Ganzen die Krone auf. Das aber propagieren Peng und 

mit ihr auch andere Berliner Organisationen wie beispielsweise HYDRA und der BesD, 

getreu dem Motto ‚Wes Brot ich ess‘, des Lied ich sing‘.  

 

So wurde z. B. HYDRA im Jahr 2015 von Soros‘ Open Society Foundations mit 72.000 US-$ 

bedacht und vertritt inzwischen entsprechende politische Positionen. Ebenso das NSWP. 

Hier betrugen die Zuwendungen von Open Society Foundations im Jahr 2006 noch 20.000 

US-$, im Jahr 2015 aber bereits 150.000 US-$. So bedankte sich das ‘Global Network of Sex 

Work Projects’ (NSWP), dem auch HYDRA und der BesD angehören: „NSWP would like to 

thank Open Society Foundations‘ Public Health Program (SHARP) for financial support…”.22 

Das ‘International Committee on the Rights of Sex Workers in Europe’ (vormals: ICRSE, 

mittlerweile umbenannt in ESWA, European Sex Workers Rights Alliance), zu dessen 

Mitgliedsorganisationen u. a. HYDRA, TAMPEP und der BesD gehören, erhielt von Soros’ 

Stiftung 2006 Zuwendungen in Höhe von 25.000 US-$. Amnesty International erhielt 

ebenfalls von der Soros-Stiftung 2014 insgesamt 1.405.025 US-$ und im Jahr 2015 stattliche 

2.018.206 US-$.23 Vor diesem Hintergrund muss man die entsprechend zurechtgestutzten 

AI-Positionen zur Frage der „Entkriminalisierung von Prostitution“ sehen, auf die sich heute 

der BesD bezieht.24  
 

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, warum sich Pengs Publikation „Sexwork 3.0“ 

streckenweise liest wie eine Werbeschrift für die allumfassende Polizei-Kooperation von 

Sexarbeits-Organisationen. 

 
 Mit großem Bedauern registriert Peng einen „Vertrauensverlust“ von Sexarbeiter*innen in 

 die Polizei aufgrund von „Kriminalisierungspolitiken“25. Es bestünde ein großes „Misstrauen 

 gegenüber der Polizei“ und ein „Misstrauen in staatliche Institutionen“26. Insbesondere 

 Razzien hätten zur Folge, dass „kein Vertrauen in Strafverfolgungsbehörden“27 bestünde. 

 Peng verweist stattdessen auf das englische Beispiel, wo Gewalt und Straftaten im Bereich 

 Prostitution verfolgt würden, „weil man mit der Polizei kooperiert“28. In Deutschland 

                                                           
NSWP delegitimiert die konsequente Kritik an einer strafrechtlichen Regulierung von Prostitution, indem es die 
Kritik an bestehenden Gesetzesbestimmungen zu Prostitution relativiert („Reforming prostitution laws and 
policies alone is not enough“) und den Fokus stattdessen auf eine allgemeine gesellschaftliche Diskriminierung 
von Prostitution im Kontext einer „Kultur des Stigmas“ lenkt. Die Kriminalisierung von Prostitution und eine 
damit einhergehende rechtliche Ungleichbehandlung gegenüber anderen Berufen verbietet sich jedoch ganz 
grundsätzlich und nicht nur deshalb, weil sie das Risiko von Gewalt und Ausbeutung begünstigt bzw. der 
Gesundheit und Sicherheit von Sexarbeiter*innen entgegensteht, wie NSWP argumentiert.         
22 Vgl. NSWP, Consensus Statement on Sex Work, 2013 
23 Alle Zahlenangaben aus: Jody Raphael, Decriminalization of Prostitution: The Soros Effect, 2018, S. 10 ff., 
https://digitalcommons.uri.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1087&context=dignity).  
24 Vgl. dazu: https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/01-Blackout-in-Berlin-TEIL-I.pdf, S. 11 ff 
25 vgl. Peng 194 
26 Peng 58, 219 
27 Peng 196 
28 Peng 129 

https://digitalcommons.uri.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1087&context=dignity
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/01-Blackout-in-Berlin-TEIL-I.pdf
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 verweist sie hingegen auf eine angeblich „fehlende Aussagebereitschaft“29 von Zeuginnen 

 und sieht als Silberstreif am Horizont und behauptet, dass bei geändertem Aussageverhalten 

 ganze Familien  in Zeugenschutzprogramme der Polizei aufgenommen werden könnten.30 

 Denn „effektiver Opferschutz kann nur ansatzweise gelingen, wenn Vertrauen aufgebaut 

 wird“31, schreibt Peng. Angeblich bestünde ein Wunsch nach einer „besseren Kooperation 

 der Polizei mit  Sexarbeiter*innen“32,  zumindest habe der Runde Tisch Prostitution Berlin in 

 seinen Empfehlungen „Kooperationen mit der Polizei“ gefordert.33 Es ist daher nur 

 konsequent, dass Peng die „Weiterentwicklung einer nationalen Interessenorganisation“ 

 anmahnt, „die mit Behörden, Polizei, Anwälten, sozialen Diensten kooperiert.“34    

 

Derartige Überlegungen machen den Bock zum Gärtner. Sie hebeln die von Peng eher 

beiläufig erwähnte Forderung „Kontrollen nur durch Gewerbeaufsicht“35 umgehend wieder 

aus und machen sie bedeutungslos.36 

 

Angesichts einer derart schamlos zur Schau gestellten ideologischen Nähe zu Polizei und 

Strafverfolgungsbehörden ist es nicht weiter verwunderlich, dass Peng großzügig darauf 

verzichtet, eine aus Sicht von Sexarbeiter*innen dringend notwendige Novellierung der in 

Deutschland geltenden Polizeigesetze zu fordern. Diese unterwürfige Obrigkeitshörigkeit ist 

umso beschämender, als sie um das darin enthaltene Ausnahmerecht gegenüber 

Prostitution und den repressiven Charakter dieser Gesetze weiß.37 Wo aber Prinzipien 

fehlen, sucht man Rückgrat vergebens. 

 

Wird um die notwendige Kritik am Straf-, Ordnungs- und Polizeirecht, dem eigentlichen 

Kernbereich der Kriminalisierung von Prostitution, ein Bogen geschlagen, so hat das Folgen: 

Die Forderung nach „vollständiger Entkriminalisierung“ von Prostitution verkommt zu einer 

hohlen Phrase, deren einziger Sinn darin besteht, den von Peng betriebenen Ausverkauf der 

Sexarbeits-Bewegung möglichst zu kaschieren. 

 

 

                                                           
29 Peng 68. Die Legende der fehlenden Aussagebereitschaft von Zeuginnen im Bereich Prostitution ist 
spätestens seit der im Jahr 2006 erschienenen Studie von Herz/Minthe in Frage zu stellen. Mit Verweis auf eine 
hohe Zahl der von den Geschädigten und Dritten getätigten Anzeigen bei „Menschenhandel zum Zweck 
sexueller Ausbeutung“ geriet auch das offizielle Dogma vom „Kontrolldelikt Menschenhandel“ ins Wanken. Vgl. 
Annette Herz, Eric Minthe, Straftatbestand Menschenhandel, München 2006, S. 135  
30 „Wenn das eigene Leben und das Leben der Familien bedroht werden, helfen nur noch 
Zeugenschutzprogramme und nachhaltiger Opferschutz, die einen Bruch mit den Herkunftsfamilien bedeuten 
können. Inklusive Familienangehörige, die bislang nicht wussten, dass sich das Opfer in der Zwangsarbeit und 
Prostitution befand, aber bedroht werden. Die Familien müssten ebenfalls in ein Zeugenschutzprogramm 
aufgenommen werden.“ (Peng 300) 
31 Peng 239 
32 Peng 80 (ohne Quellenangabe) 
33 Peng  116 
34 Peng 235 
35 Peng 229 
36 So sitzen in Berlin HYDRA, der BSD und der BesD seit September 2028 einträchtig mit dem LKA an einem 
„Runden Tisch Sexarbeit“, ohne dass die Zuständigkeit der Polizei hinsichtlich der Kontrollen von 
Prostitutionsstätten auch nur ein einziges Mal in Frage gestellt wurde. Dazu Peng: „Einige Runde Tische wie in 
Berlin, Hamburg und Düsseldorf gibt es bereits, mit ausgearbeiteten Leitlinien, vieles davon ist sinnvoll und 
muss ausgearbeitet werden, um gemeinschaftliche Lösungen zu erarbeiten und kurzfristig umzusetzen.“ (Peng 
205). 
37 „Polizeigesetze erlauben fast überall und jederzeit uneingeschränkte Kontrollen und Durchsuchungen. Auch 
für privaten Wohnraum werden jetzt schon regelmäßig Durchsuchungsbeschlüsse erwirkt, um 
Sexarbeiter*innen hinsichtlich Sozialbetrugs zu überprüfen und sie unter den Generalverdacht von 
Schwarzarbeit zu stellen.“ (Peng 208, 217)  



7 
 

10. „Vollständige Entkriminalisierung“ II:  

      Entkriminalisierung als Zurückdrängung krimineller Strukturen 

 

Gleichzeitig wird der Forderung nach einer „vollständigen Entkriminalisierung“ von 

Prostitution ein gänzlich anderer Sinn unterschoben: „Entkriminalisierung“ meint jetzt nicht 

mehr die Abschaffung sämtlicher die Prostitution kriminalisierender Rechtsbestimmungen, 

sondern stattdessen die Abschaffung angeblich weit verbreiteter „krimineller Strukturen“ 

im Prostitutionsgewerbe. 

 

Das eigentliche Problem von Peng ist nicht mehr die fortbestehende Kriminalisierung von 

Prostitution im geltenden Straf- und Ordnungsrecht – weshalb sie sich damit auch nicht 

näher befasst –, sondern die angeblich grassierende Kriminalität im Prostitutionsgewerbe. 

Bravo! Der Übergang zu prostitutionsfeindlichen Positionen der herrschenden Klasse und 

ihres Polit-Establishments ist damit glücklich vollbracht! 

 

Was Peng wesentlich mehr stört als die Entrechtung von Sexarbeiter*innen ist das angeblich 

selbst verschuldete Image-Problem des Prostitutionsgewerbes, dessen Ursache die 

verbreitete Kriminalität in der Branche sei.38 In diesem Zusammenhang spricht sie von 

„kriminellen Netzwerken“39 und „kriminellen Strukturen“.40  

 

Solche Aussagen widersprechen zwar sämtlichen vorliegenden Erkenntnissen der 

„Bundeslagebilder Organisierte Kriminalität“ des BKA. Doch das scheint Peng nicht weiter zu 

irritieren. Empirie ist eben nicht ihre Stärke. Ausweislich dieser Bundeslagebilder machten 

OK-Verfahren zur „Kriminalität im Nachtleben“ im Jahre 2000 noch 10 % der insgesamt 854 

Verfahren aus. Im Jahr 2019 waren es dagegen nur noch 1,4 % von lediglich 579 Verfahren. 

Bezogen auf die absolute Zahl der OK-Verfahren im Prostitutionsgewerbe lag somit 

gegenüber dem Jahr 2000 ein Rückgang um 91 % vor. Mit zuletzt acht OK-Verfahren wurde 

2019 im Prostitutionsgewerbe ein neuer Negativ-Rekord erreicht.41 

 

Das tangiert Peng nicht. Für sie ist „Sexhandel“, ein zweifellos organisiert erfolgender 

Vorgang, eine unbestreitbare Realität: „Bis jetzt ist der Sexhandel noch ein Markt in 

Deutschland“.42 Sie weiß zudem, dass Sexarbeiter*innen mit Migrationshintergrund 

„überproportional von Sexhandel und Gewalt betroffen“43 sind. Ergebnis sind – wie 

sollte es anders sein? – allenthalben „Menschenhandel“ und „Zwangsprostitution“: 
 

 „Außerdem ist es in der Praxis so, dass auch viele ‚freiwillige‘ Sexarbeitende aus anderen 

 Ländern, die nach Europa in der Hoffnung eines hohen Verdienstes kommen, in den Händen 

 von Menschenhandlern landen und damit in der Zwangsprostitution.“44  
 

Die gänzlich faktenfreie Rede von den „vielen“, natürlich in Anführungszeichen gesetzten 

„freiwilligen“ Sexarbeiter*innen war man bisher nur von Abolitionisten gewohnt. So verfährt 

                                                           
38 „…Kriminalität ist Ursache für das schlechte Image der Rotlicht-Branche.“ (Peng 12) 
39 „Kriminelle Netzwerke bestehen, deren Interesse es ist, Menschen in ihren Hoffnungen und Existenznöten 
(nicht nur in ihren Herkunftsländern, sondern transnational) nicht nur der Prostitution zum Zwecke der 
Ausbeutung zuzuführen, sondern in sämtliche Wirtschaftsbereiche zu schleusen.“ (Peng 214) 
40 „Es gibt immer noch kriminelle Strukturen in der Sexindustrie und ihre Hände greifen nach den 
Werbeplattformen als strategischer Marktplatz.“ (Peng 301) 
41 Bundeskriminalamt, Bundeslagebilder Organisierte Kriminalität, 2000 - 2019, https://www.bka.de/DE 
/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisiertekriminalitaet_n
ode.html 
42 Peng 301 
43 Peng 300 
44 Peng 209/10 

https://www.bka.de/DE%20/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisiertekriminalitaet_node.html
https://www.bka.de/DE%20/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisiertekriminalitaet_node.html
https://www.bka.de/DE%20/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/Lagebilder/OrganisierteKriminalitaet/organisiertekriminalitaet_node.html
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nun auch die ehemalige Sexarbeitsaktivistin Peng. Aber sie weiß Abhilfe: „Das Ausmaß des 

Sexhandels könnte durch sorgfältige Überprüfung verringert werden.“45  

 

Wie die Abolitionisten steht auch Martyra Peng erhaben über den offiziellen Zahlen der 

Polizei- und Verurteilten-Statistik.46 Entscheidend sei allein, dass eine „kritische Masse“ bei 

Rotlichtkriminalität erreicht sei.47 Das Geraune von einer mittlerweile erreichten „kritischen 

Masse“ im Hinblick auf Rotlicht-Kriminalität, tritt an die Stelle empirischer Bemühungen und 

Belege: 
 

 „Gewalt, Zwangsprostitution, Ausbeutung und Zuhälterei zählen leider immer noch zum 

 Umfeld von Sexarbeit und die kritische Masse ist lange erreicht und zwingt Regierungen zum 

 Handeln. Auch wenn die Zahlen bei Rotlichtkriminalität in den letzten 20 Jahren gesunken 

 sind, ist der Staat angehalten, Rahmenbedingungen zu schaffen, die der Kriminalität, Gewalt 

 und Ausbeutung Einhalt gebieten.“48  
 

In der Tat sind die Zahlen zur Rotlicht-Kriminalität gesunken und befinden sich seit Jahren im 

freien Fall. Peng stellt diese Entwicklung jedoch nicht dar und setzt sich mit ihr nicht 

auseinander. Lediglich eine aus dem Zusammenhang gerissene Zahl von jährlich „400 

Fällen von Menschenhandel“ pro Jahr benennt sie.49 

 

Das Gesamtbild hingegen sieht folgendermaßen aus: Ausweislich der Polizeilichen 

Kriminalstatistik gab es im Jahr 2000 noch 4.389 mutmaßliche Opfer von Rotlicht-Kriminalität 

(„Ausbeutung von Prostituierten“, „Zuhälterei“, „Menschenhandel“ und „Zwangsprostitution“), 

während es im Jahr 2020 nur noch 685 mutmaßliche Opfer von Rotlicht-Kriminalität gab. 

Dies entspricht einem Rückgang um fast 85 %.50  

 

Peng nimmt ausschließlich auf die polizeiliche Kriminalstatistik Bezug, und das auch nur 

selektiv. Maßgeblich aber sind nicht die von der Polizei aufgrund ihrer Ermittlungen 

gemutmaßten „Opfer“ (die stets die öffentliche Debatte bestimmen), sondern die Zahl der am 

Ende gerichtlich bestätigten tatsächlichen Geschädigten. Denn auch im Prostitutionsgewerbe 

sollte – wie anderswo auch – die Unschuldsvermutung gelten. Es empfiehlt sich also, einen 

Blick in die Verurteilten-Statistik des Statistischen Bundesamts zu werfen, was Peng 

grundsätzlich unterlässt.  

 

Diese Statistik ergibt zunächst nur die Zahl der verurteilten Täter*innen, nicht aber die Zahl 

der ihnen entsprechenden Geschädigten. Es ist aber bekannt, dass das Verhältnis von 

mutmaßlichen Opfern zu Tatverdächtigen bei Rotlicht-Delikten seit Jahren bei etwa 1,2 zu 1 

                                                           
45 Peng 302 
46 „Auch ist die Höhe von Zahlen relativ, wenn es darum geht, die Probleme, die mit Prostitution einhergehen, 
zu bewerten.“ (Peng 12) 
47 „Man kann insgesamt folgende Problemlagen in der Prostitutionsbranche identifizieren: Zuhälter*innen, 
Loverboys, sexuelle und ökonomische Ausbeutung, Schulden, Gewalt. Armut, Migrationseffekte, die die 
Ursachen von Rassismus und Stigma bilden. Dabei spielt es offenbar keine Rolle, wie hoch die Zahl der 
tatsächlich ausgebeuteten Menschen ist. Die offiziellen Zahlen des BKA sind ein kritische Masse, die 
unübersehbar ist.“ (Peng 114/15) Mit solchen Ausführungen wird das Niveau abolitionistischer Pamphlete 
locker unterschritten. Demgegenüber erscheinen selbst Ausführungen von Frau Breymaier als differenziert und 
anspruchsvoll. 
48 Peng 16 
49 „Derzeit gibt es leider noch um die 400 Fälle von Menschenhandel und Ausbeutung im Jahr. Jeder Fall ist 
einer zu viel.“ Vgl.  https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2021/05/07/sexwork-3-0-und-wie-wir-
zwangsprostitution-verhindern-ein-interview-mit-autorin-martyra-peng/ 
50 vgl.: https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/ 
pks_node.html 
 

https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2021/05/07/sexwork-3-0-und-wie-wir-zwangsprostitution-verhindern-ein-interview-mit-autorin-martyra-peng/
https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2021/05/07/sexwork-3-0-und-wie-wir-zwangsprostitution-verhindern-ein-interview-mit-autorin-martyra-peng/
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/%20pks_node.html
https://www.bka.de/DE/AktuelleInformationen/StatistikenLagebilder/PolizeilicheKriminalstatistik/%20pks_node.html
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liegt. In Anbetracht der insgesamt geringen Zahl von Tatverdächtigen bzw. mutmaßlichen 

Opfern muss sich das Verhältnis von Täter*innen und tatsächlich Geschädigten in der 

gleichen Größenordnung bewegen.  

 

Im Jahr 2000 gab es ausweislich der Verurteilten-Statistik im Prostitutionsgewerbe 554, im 

Jahr 2019 jedoch nur noch 73 verurteilte Täter*innen. Die Zahl der gerichtlich erwiesenen,  

d. h. als tatsächlich Geschädigte zu bezeichnenden Personen beläuft sich gegenwärtig somit 

auf rund 75 - 90 Personen pro Jahr. Selbst wenn man von einer 100-%-Dunkelziffer 

ausginge, hätte man es also höchstens mit 150 bis 180 Geschädigten pro Jahr zu tun – 

gemessen an 90.000 aktiven Sexarbeiter*innen in der Tat ein Wert im Promillebereich  

(0,2 %). 

 

Zahlen hin oder her – all das interessiert Martyra Peng nicht. Angeblich sind Staat und 

Regierungen unabhängig von den vorliegenden Zahlen gezwungen zu handeln. Einen 

billigeren Persilschein für fortgesetzte Intervention von Staat und Behörden in die 

Prostitutionsbranche kann es nicht geben. Der Staat solle sich durch sinkende Zahlen der 

Rotlichtkriminalität in keiner Weise ausgebremst fühlen, so die Botschaft der polizeiaffinen 

Peng. Schließlich sei die Arbeitswelt der Prostitution „auch weiterhin von penetranter 

Diskriminierung, Stigmatisierung und Kriminalisierung durchdrungen.“51 Peng geht sogar so 

weit, dass sie die „westliche Prostitutionspolitik“ zum „Handlanger krimineller Kreise“ 

erklärt, da durch sie „Menschenhandel, Gewalt, Ausbeutung und Zwangsprostitution … trotz 

Verboten am Leben gehalten…“ werde.52  

 

Zu derart hanebüchenen Thesen hat sich selbst ein Manfred Paulus, der alte Kripo-

Haudegen der Abolitionisten, nicht verstiegen. 

 

Das Ergebnis dieser komplett faktenfrei daherkommenden Einschätzungen ist die Umkehr 

dessen, was die Forderung nach „vollständiger Entkriminalisierung“ von Prostitution in 

der Hurenbewegung ursprünglich bedeutete. Aus einer Strategie der Verrechtlichung und 

Gleichstellung von Prostitution wird unter der Hand eine Strategie, nach der 

Sexarbeiter*innen im engen Schulterschluss mit Polizei und staatlichen Institutionen auf die 

Zurückdrängung real existierender krimineller Strukturen zielen: 
 

 „In der Praxis lässt sich ein grenzüberschreitendes Phänomen wie Prostitution nur durch 

 Armutsbekämpfung und Bildungspolitik bekämpfen (!) und im ersten Schritt durch eine 

 vollständige Entkriminalisierungspolitik einhegen, um die kriminellen Strukturen 

 zurückzudrängen.“53  
 

Dass Peng im Eifer des Gefechts mal locker der „Bekämpfung“ von Prostitution das Wort 

redet, mag ihr gar nicht bewusst geworden sein, verrät aber, worum es wirklich geht, wenn 

Peng verkündet, dass der eigentliche Zweck der „vollständigen Entkriminalisierung“ von 

Prostitution nunmehr darin bestehe, „dass kriminelle Strukturen, auch Zuhälterei 

zurückgedrängt werden können.“54  

 

Peng plädiert dabei nicht nur für eine enge Zusammenarbeit mit der Polizei, sie teilt auch 

deren spezielle Sicht auf Prostitution. So wirft sie etwa Verbänden wie dem BesD vor, dass 

sie die eigentlichen Ursachen von Gesetzen wie dem Prostituiertenschutzgesetz nicht 

verstanden hätten. Denn „Ursache der Gesetze“ seien „(sexuelle) Ausbeutung, Gewalt, 

                                                           
51 Peng 91 
52 Peng 14 
53 Peng 295 
54 Peng 225 
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Zwangsprostitution und Menschenhandel“.55 Und diese Phänomene hätten wiederum ihren 

Grund in „in Armut und fehlender Bildung“.  

 

Hierbei geht Peng mit dem Mainstream konform: Wenn „Schattenseiten“ zur Prostitution 

gehören, so haben repressive Gesetze wie das Prostituiertenschutzgesetz selbstverständlich 

ihre Berechtigung. Sie sind nicht etwa Ausdruck von Prostitutionsgegnerschaft, Kontrollwahn 

und systematisch betriebener Entrechtung von Sexarbeit, sondern Ausdruck der Sorge, dass 

die von Peng benannten, angeblich mit Armut einhergehenden kriminellen Phänomene noch 

weiter um sich greifen. Daher müsse der Staat handeln.56  

 

Die von Peng vorgelegten „politischen Visionen über die Zukunft der Sexarbeit“57 sind 

daher ganz dem Ziel der Kriminalitätsbekämpfung im Prostitutionsgewerbe verpflichtet. Ihren 

Ausgangspunkt nehmen sie von einer angeblich kriminellen Unterwanderung der 

Werbeplattformen für Sexdienstleistungen. 
 

 „Es gibt immer noch kriminelle Strukturen in der Sexindustrie und ihre Hände greifen nach 

 den Werbeplattformen als strategischer Marktplatz.“58„Tatsache ist, dass es bis jetzt 

 international möglich ist, Opfer von Zwangsprostitution unter  Werbeanzeigen 

 selbstbestimmter Sexarbeiter*innen zu mischen und mit ausgebeuteten Frauen und 

 Zwangsprostituierten Kasse zu machen.“59 In Netzwerken tätige Kriminelle würden „ihre 

 Opfer auf den Online-Portalen unter die Masse der selbstbestimmten Sexarbeiter*innen 

 mischen“60 So würden „Zwangsprostituierte und Minderjährige auf Adult Content 

 Plattformen verkauft und damit einem Massenmarkt zugänglich“ gemacht.61 Werbeprotale für 

 Sexarbeit seien „der größte Absatzmarkt für Opfer von sexueller Ausbeutung“.62 Diese 

 „Absatzmärkte für Opfer von Zwangsprostitution“63 müssten besser bewacht werden. 

 „Und zwar nicht durch Kriminelle.“64 Es gelte Maßnahmen zu treffen, „damit dritte Personen 

 nicht mehr für Zwangsprostituierte werben und sich an ihnen bereichern können.“65 Das 

 Problem der „Zwangsprostitution“ betreffe laut Peng nicht nur Portale, auf denen 

 Sexarbeiter*innen für ihre Dienstleistung werben66, sondern darüber hinaus auch Dating-

 Plattformen.67 
 

Es versteht sich von selbst, dass Peng für derartige Behauptung einer kriminellen 

Unterwanderung von Sexarbeits-Werbeplattformen zum Zwecke der „Zwangsprostitution“ 

jeglichen konkreten Beleg schuldig bleibt.  

 

                                                           
55 Peng 294 
56 „Deshalb verstehe ich unter Politik, Maßnahmen zu ergreifen, die die Gewalt und das Gewaltpotenzial des 
Menschen einhegen, das Leiden lindern.“ (Peng, 287) Ist Prostitution erst einmal als Sphäre der Gewalt und des 
Leidens erkannt, geht es nicht mehr um Rechte, sondern nur noch um Schutz vor Gewalt, die in unhistorisch-
anthropologischer Sicht als „Gewaltpotenzial des Menschen“ gefasst wird.  
57 „Allerdings sind politische Visionen über die Zukunft der Sexarbeit wichtig, um Leitlinien und Strategien 
politischen Handelns zu entwerfen.“ (Peng 265) 
58 Peng 301 
59 Peng 31 
60 Peng 186 
61 Peng 36 
62 Peng 185 
63 Peng 296 
64 ebenda 
65 Peng 186 
66 Hierbei verweist sie mehrfach auf das Portal „Kaufmich“, einer Plattform, auf dem täglich 10. Bis 20.000 
Sexarbeiter*innen aktiv seien. Dort finde man ca. 176.000 eingestellte, aber nicht unbedingt aktive Profile 
(Stand März 2021) (Peng 41)   
67 „Es darf nicht mehr möglich sein, dass Opfer von Zwangsprostitution auf Dating-Plattformen verschachert 
werden können.“ (Peng 297) 
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Das schauerliche Bild, das Peng über Sexarbeit verbreitet, dient einzig und allein dem 

Zweck, selbstbestimmte Sexarbeiter*innen nicht etwa als Opfer staatlicher Entrechtung, 

sondern als Opfer krimineller Machenschaften hinzustellen, damit sie zukünftig gemeinsam 

und im Schulterschluss mit der Staatsgewalt68 gegen die angeblich so verbreitete 

„Zwangsprostitution“ vorgehen.  

 

Damit verdeutlicht Peng eine Ambivalenz. Die Anbiederung an den bürgerlichen Staat, 

dessen Anerkennung sie anstrebt, indem sie einem durch und durch kriminellen 

Rotlichtmilieu die Schuld für die rechtliche Diskriminierung von Sexarbeit zuschiebt, zeugt 

von unbewussten Schuldgefühlen und dem Bedürfnis nach Entlastung. Doch erneut 

manövriert sie sich dadurch in die Opferrolle. Entlastet wird einzig und allein der Staat. 

 

 

11. ‚Sexwork 3.0‘ als reaktionäre Utopie totaler Online-Überwachung von Sexarbeit 

 

Vor diesem Hintergrund präsentiert Peng „Sexwork 3.0“ als ihr praktisches Konzept für eine 

„vollständige Entkriminalisierung“ des Internet gestützten Prostitutionsgewerbes. Dieses 

Modell geht von folgenden Prämissen aus: 

   

Werbeprotale für sexuelle Dienstleistungen sind ein Tummelplatz für kriminelle Netzwerke, 

die auf die Einschleusung von Zwangsprostituierten spezialisiert sind. Daher braucht es in 

Zukunft eine „Online-Security“69. Denn Sexarbeit sei grundsätzlich in einer „verletzlichen 

Situation“ und „überall einem Risiko ausgesetzt“. Als eigentliches Grundproblem von 

Sexarbeiter*innen erscheint vor diesem Hintergrund nicht mehr ihre Entrechtung durch den 

Staat und die bürgerliche Gesellschaft, sondern die allgegenwärtige Gewalt und Kriminalität 

im Prostitutionsgewerbe. Das daraus resultierende Sicherheitsproblem könne nicht länger 

reaktiv durch Razzien, sondern müsse proaktiv durch eine Vorverlagerung der Prostitutions-

Überwachung in den Online-Bereich erfolgen. Sexarbeiterinnen und staatliche 

Strafverfolgungsbehörden stünden alle vor dem gleichen Problem und müssten es durch 

bessere Kooperation gemeinsam lösen. 

 

Dieses Szenario markiert den Ausgangspunkt für den von Peng als erstrebenswert 

erachteten, zukünftigen Zustand „Sexwork 3.0“. Er soll sich von der als „Sexwork 1.0“ 

bezeichneten „prädigitalen Ära“70 unterscheiden, die bis Ende der 90er Jahre, also 

insgesamt 2.500 Jahre dauerte. „Sexwork 2.0“ hat es demgegenüber bislang auf nur zwei 

Jahrzehnte gebracht und würde vermutlich alsbald mit Etablierung von „Sexwork 3.0“ 

enden. 

 

Nach der Vorstellung von Peng beseitigt „Sexwork 3.0“ das angeblich größte Hindernis für 

die Sicherheit von Sexarbeiter*innen, nämlich die von ihnen immer noch hoch gehaltene 

Anonymität. Sie gilt Peng als eigentliches Problem auf dem Wege zu einer „vollständigen 

Entkriminalisierung“ von Prostitution. 
 

 Laut Peng „bevorzugen viele in der Sexarbeit tätige Personen immer noch die 

 Anonymität“.71 Doch hält sie fest: „Der Preis der Diskretion und Anonymität ist hoch und 

 es ist die Frage, wie man das Business für alle Beteiligten in modernen Zeiten sicherer 

                                                           
68 Peng fordert die Erleichterung der Strafverfolgung: „…statt Sexkaufverbot muss man auf neue Technologien 
setzen, die Strafverfolgung erleichtern und die Werbeindustrie regulieren.“ (Peng 297) 
69 Peng 241 
70 Peng 25 
71 Peng 93 
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 macht.“72 Denn klar sei, dass Täter sich „im Dunstkreis der Anonymität“73 sicher fühlen 

 würden. Dies gelte online wie offline. Doch Anonymität und Datenschutz könnten eben auch 

 eine „reine Schutzbehauptung“74 sein, um sich vor Strafverfolgung zu schützen. Obwohl 

 sie ein „Dilemma zwischen Persönlichkeitsschutz und Anonymität“75 sieht, gelangt sie 

 zur Auffassung: „Die Zukunft der Sexarbeit ist entkriminalisiert, professionell und sicher. 

 Diskret, aber nicht anonym.“76 Asymmetrische Machtbeziehungen in der Prostitution 

 erforderten mindestens eine Verifizierung der Kunden, sodass zwar „eine diskrete, aber keine 

 anonyme Prostitution mehr ermöglicht“77 werden könne.78  
 

Zum zukünftigen Status von Persönlichkeitsrechten der am Austausch von sexuellen 

Dienstleistungen Beteiligten äußert sich Peng dabei nicht. 

 

Das von Peng vorgeschlagene Entkriminalisierungs-Konzept der Zukunft, auf dem ihre 

Vision von „Sexwork 3.0“ basiert, umfasst letztlich sechs Elemente einer Überwachung 

von Online-Werbe-Plattformen für Sexarbeit*innen und ihrer Kunden: 

 

1. Zertifizierung der Betreiber*innen von Werbeplattformen für sexuelle  

    Dienstleistungen  
 

2. Kontrolle der Online-Werbeplattformen für Sexarbeiter*innen inklusive „freiwilliger  

    Selbstkontrolle“ 
 

3. Identitätsfeststellung bei Sexarbeiter*innen mittels persönlichem Video-Chat 
 

4. Verpflichtende Professionalisierung: Wahrnehmung von Professionalisierungs-  

    Angeboten durch Sexarbeiter*innen als Vorbedingungen ihrer Online-Vermittlung 
 

5. Kundenscreening im Falle der Nutzung von Werbe-Plattformen für sexuelle  

    Dienstleistungen mittels Einführung eines Verifizierungs-Referenzsystems 
 

6. Datenbank gewalttätiger Kunden: Aufbau einer telefonisch abrufbaren Datenbank zur 

    Erfassung und Identifizierung gewalttätiger Kunden von Sexarbeiter*innen 

 

Dazu folgende Anmerkungen: 

 

Die von Peng geforderte Zertifizierung79 der Betreiber*innen von Werbeportalen für sexuelle 

Dienstleistungen erweist sich als Ausdehnung der mit dem Prostituiertenschutzgesetz 

eingeführten Erlaubnispflicht auf den Online-Bereich. Das kommt einem nachträglichen 

Gutheißen des ohnehin schon überzogenen Kontroll- und Überwachungsansatzes des 

ProstschG gleich. Dass man damit beim BKA und konservativen Parteien offene Türen 

einrennt und auf Zustimmung stoßen dürfte, versteht sich von selbst. Unumwunden räumt 

Peng bei dieser Gelegenheit ein, dass sich die von ihr vorgeschlagenen Maßnahmen direkt 

                                                           
72 Peng 243 
73 Peng 242 
74 Peng 245 
75 Peng 246 
76 Peng 266 
77 Peng 296 
78 Dass diese Position hochproblematisch ist, weiß Peng natürlich, denn sie schreibt an anderer Stelle: „Jeder, 
der in der Prävention und gesundheitlichen Aufklärung wie z. B. die Deutsche Aidshilfe oder in BUFAS-
Beratungsstellen, in Gesundheitsämtern arbeitet, weiß, dass Anonymität die Grundlage von Vertrauen sein 
kann und damit Zugang zu Hilfe erleichtert.“ (Peng 58). Auch das von Peng ansonsten für sich in Anspruch 
genommene NSWP stellt fest, dass der Schutz vor Diskriminierung von Sexarbeit „include protecting the 
anonymity of sex workers who experience personal, social, and legal consequences of having their identity and 
sex work exposed.” Vgl. NSWP, Consensus Statement (2013), S. 3.  
79 Vgl. Peng 301 
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gegen Sexarbeiter*innen richten. Ungeniert bekennt sie sich zur Zwangs-Logik der 

herrschenden Prostitutions-Reglementierung, wenn sie schreibt: 
 

 „Deshalb schlage ich eine Zertifizierung der Plattformbetreiber*innen vor, um die 

 Kriminellen draußen zu halten und Sexarbeiter*innen zu zwingen, ihr Geschäft nur mit 

 gültigem Ausweis legal fortzusetzen. Da es Fälschungen gibt, sollte ein persönlicher Video-

 Chat kombiniert werden.“80 
 

Vor diesem Hintergrund erweist sich die von Peng ins Spiel gebrachte „freiwillige 

Selbstkontrolle“81 der Plattform-Betreiber*innen als Mogelpackung. Denn maßgeblich ist die 

gleichzeitige staatliche Überwachung der Betreiber*innen solcher Plattformen und mit ihnen 

aller Menschen, die sich als Käufer bzw. Verkäufer sexueller Dienstleistungen dieser 

Plattformen bedienen. Es gehe darum, so Peng, dass in  
 

 „Schlüsselindustrien, und dazu zählen Werbeportale für Prostitution, die Wächter aufgestellt 

 sind und die Zugänge auf dem Markt kritisch überwachen“.82  
 

Welche Überwachungstools dabei zum Zuge kommen, verrät Peng nicht. Das dürfte dann 

aber auch zweitrangig sein. Denn es geht um die „Verifizierung aller Personen, die Erotik-

Anzeigen aufgeben“83, um „Verifizierungsprozesse der Nutzer*innen“, damit sichergestellt 

sei, „dass Opfer von Zwangsprostitution oder minderjährige Opfer sexueller Ausbeutung 

nicht über ihre Seiten verkauft werden.“84 Mit der „Identitätsfeststellung von 

Sexarbeiter*innen“85 soll erreicht werden, dass „nur noch nachweislich selbstbestimmte 

Sexarbeitende mit echten Ausweispapieren und ausreichend Sprachkenntnissen und 

Wissen über ihre Rechte“86 Zugang zu Online-Werbeportalen erhalten.  
 

 „Menschen, die nicht über ihre Rechte informiert sind und auch nicht über professionelle 

 Sexarbeit aufgeklärt sind, können Sexarbeit nicht risikolos ausüben. Statt einer Registrierung 

 müsste es die verpflichtende Teilnahme an Professionalisierungsangeboten geben; statt 

 Sexkaufverbot muss man auf neue Technologien setzen, die Strafverfolgung erleichtern und 

 die Werbeindustrie regulieren.“87  
 

Die „Zwangsprostitutions“-Vermutung wird hierbei zum Hebel für eine Ausweitung von 

Sexarbeits-Überwachung. Sie offenbart das dieser Argumentation zugrunde liegende 

Ressentiment gegenüber Migrantinnen. Nunmehr sollen Prostitutionsmigrantinnen ohne 

„ausreichende Sprachkenntnisse“ (Was bitte soll das sein? Stufe A1 oder A2? Wer 

bestimmt das?) und solche mit mangelhaften Rechtskenntnissen erstmal selbst den Beweis 

erbringen, dass sie „nachweislich selbstbestimmte Sexarbeitende“ sind.88  

 

                                                           
80 Peng 301 
81 Peng 36, 185 
82 vgl. Peng 297, 296, 302 
83 Peng 36 
84 Peng 185 
85 Peng 186 
86 Peng 297 
87 ebenda 
88 Die Verdächtigung, Prostitutionsmigrantinnen verfügten über nicht ausreichende Sprachkenntnisse, ist 
offenbar eine deutsche Marotte. Selbst wenn dem so wäre, ein Gewalt begünstigender Faktor scheint das 
deshalb nicht unbedingt zu sein. In der niederländischen Studie „Sex Work, Stigma and Violence in the 
Netherlands“, auf die sich Peng ansonsten bezieht, notieren die Verfasser*innen: „It is noteworthy that a lack 
of knowledge of the Dutch language appeared to serve as a sort of protection against sexual assault and 
rape. Sex workers with insufficient command of the Dutch language had 1.6 lower odds on sexual assault and 
rape compared to sex workers with a sufficient command of Dutch.” (S. 29) Es scheint, als würde die Rolle 
„nicht ausreichender Sprachkenntnisse“ überbewertet. Peng kommt freilich gar nicht erst auf die Idee, diesen 
Widerspruch zu diskutieren.  
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Dabei handelt es sich um eine fragwürdige Umkehr der Beweislast: Nicht der Staat hat eine 

den Prostitutionsmigrantinnen allenthalben unterstellte „Fremdbestimmung“ zu belegen, 

sondern Prostitutionsmigrant*innen müssen nun selbst ihre „Selbstbestimmung“ unter 

Beweis stellen. Das ist Rassismus vom Feinsten. Denn die Kontrolle der Echtheit von 

Ausweispapieren unterstellt Prostitutionsmigrantinnen nicht nur kriminelles Handeln, sondern 

erweist sich als billiger Vorwand für ihre weitgehende Ausgrenzung. Ihnen bliebe dann 

bestenfalls die Straße oder das Bordell. Damit wäre den ach so selbstbestimmten deutschen 

Sexarbeiter*innen endlich eine lästige Konkurrenz vom Hals. 

 

Warum aber sollte es den Kunden besser gehen als den migrantischen Sexarbeiter*innen? 

Wenn es nach Peng geht, sollten sich beide Seiten gegenseitig über ein Referenzsystem 

verifizieren. 
 

 „Was ist mit Referenzsystem gemeint? Neukunden müssen zwei positive Referenzen von 

 Sexarbeitenden vorlegen, die sie bereits persönlich kennen und mit denen positive 

 Erfahrungen gemacht wurden. Nur dann erhalten sie einen Termin bei einer Sexarbeiter*in."89 
 

Wo ein Kunde, wenn er denn tatsächlich ein „Neu“-Kunde ist, solche Referenzen 

herbekommen soll, bleibt fraglich. Nur „Alt“-Kunden wären per definitionem – wenn 

überhaupt – in der Lage, solche Referenzen vorzulegen. Ein solches System wäre ein 

Sexkaufverbot durch die Hintertür. Die Abolitionisten werden sich biegen vor Lachen 

angesichts solchen Schwachsinns.90 

 

Vom „Kundenscreening“ verspricht Peng sich „Schutz vor unseriösen und gefährlichen 

Kunden“.91 Dass Ganze soll schließlich münden in den „Aufbau einer Datenbank zur 

Identifizierung gewalttätiger Kunden“, mithin einer „Sextäter-Datenbank von und für 

Sexarbeitende“, die „jederzeit übers Mobiltelefon abrufbar sein“ müsse.92 

 

Das wäre dann der krönende Höhepunkt eines Systems der allseitigen Überwachung 

namens „Sexwork 3.0“, in dem jede/r jede/n im Namen der Bekämpfung der ominösen 

„Zwangsprostitution“ bespitzeln darf. Der staatlichen Seite fallen zudem alle Klarnamen der 

an sexuellen Dienstleistungen Beteiligten so ganz nebenbei in die Hände und der 

Denunziation und Kriminalisierung wäre Tür und Tor geöffnet. Die im Online-Bereich 

nunmehr weit vorverlagerte, proaktive Überwachung wird von Peng als Königsweg zur 

Schaffung von mehr Sicherheit verkauft, wobei diesem Anliegen alles andere untergeordnet 

wird. Den in konservativer Manier als Täterschutz denunzierten Datenschutz darf man dann 

getrost vergessen.  

 

Die von Peng vorgetäuschte Naivität und Arglosigkeit dem bürgerlich-kapitalistischen Staat 

und seinen Strafverfolgungsbehörden gegenüber, ist allerdings dümmer, als die Polizei 

erlaubt. Und auch der stets ohne genauere Informationen daherkommende Verweis auf 

Praktiken in den USA ist mehr als fragwürdig. Denn seit wann sollte die Prohibitionisten-

Nation USA Vorbild und Vorreiter für neue, beispielhafte Entwicklungen im Umgang mit 

Sexarbeit sein? 

                                                           
89 Peng 34 
90 Peng verweist hierbei auf Erfahrungen in den USA, worauf wir nachfolgend näher eingehen werden. Sie 
schreibt: „Sexarbeitende, die online arbeiten, sollten bei Neukunden immer mindestens zwei Referenzen von 
Kolleg*innen einholen, um sicher zu gehen, auf seriöse und gute Kunden zu treffen, die nicht zu 
Grenzüberschreitungen neigen. Kunden sollten hierzu ihre persönlichen Referenzen herausgeben. In den USA 
fragen Sexarbeiter*innen Klarnamen, Telefonnummer und Arbeitgeber ab. Warum soll das nicht auch bei uns 
möglich sein?“ Vgl. Peng 187, 244 
91 Peng 49 
92 Vgl. Peng 230 
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12. Tarnen, tricksen, täuschen: Pengs „Sexwork 3.0“ ist abgekupfert 

 

Weder im wissenschaftlichen, noch im öffentlichen Diskurs gilt es als ehrenrührig, sich auf 

Positionen anderer zu stützen, die wichtige Vorarbeiten geleistet haben für Einsichten und 

Erkenntnisse, die man möglicherweise modifiziert und weiter entwickelt. Darauf beruht 

Erkenntnisfortschritt. Etwas gänzlich anderes jedoch ist es, wenn man sich – ohne es 

kenntlich zu machen – auf Positionen früherer Publikationen stützt, diese nach Belieben für 

die eigenen Zwecke plündert und anschließend die Spuren verwischt. 

 

Ein solches Verfahren ist unlauter, ehrenrührig und unwissenschaftlich. Es behindert 

Erkenntnisfortschritte, da eine angemessene Einordnung vorgetragener Gedanken dadurch 

ausgeschlossen wird. Im Ergebnis hat man es mit Gedanken-Klau auf Kosten eines anderen, 

nicht genannten Urhebers zu tun. 

 

Ein derartiges Verfahren liegt im Fall von Matyra Pengs „Sexwork 3.0 vor. Leser*innen dieser 

Publikation dürften sich zu Recht von ihr getäuscht fühlen, da die Verfasserin – entgegen 

den Tatsachen – behauptet, ihre „politischen Visionen zur Zukunft der Sexarbeit“ seien 

das Ergebnis einer Analyse der hiesigen Praxis und Problemlagen. Das erwies sich bereits 

angesichts der gänzlichen Abwesenheit tragfähiger empirischer Belege für ihre Ansichten als 

abwegig und wenig glaubwürdig. 

 

Tatsächlich ist es so, dass die von Peng als eigene „politische Visionen“ ausgegebenen 

Ansichten weitgehend einem vor acht Jahren in den USA erschienenen Aufsatz von Scott R. 

Peppet entlehnt sind. Peppet war seinerzeit Professor der Rechtswissenschaften an der 

Universität Colorado. Er studierte zuvor an der Harvard Universität. Mittlerweile ist er 

emeritiert. Sein 70seitiger, ausgesprochen lesenswerter Artikel wurde im Jahr 2013 unter 

dem Titel „Prostitution 3.0?“ in der Zeitschrift „Iowa Law Review“ veröffentlicht und ist im 

Internet kostenlos abrufbar.93 

 

In seiner Abhandlung „Prostitution 3.0?“ vertrat Peppet die These, dass sich in den USA drei 

Phasen der Entwicklung von Prostitution in unterscheiden ließen: „Prostitution 1.0“, 

„Prostitution 2.0“ und schließlich „Prostitution 3.0“. 

 

„Prostitution 1.0“ bezeichnete laut Peppet die vordigitale Phase, in der in den USA die 

Straßenprostitution dominierte. Diese Form der Prostitutionsausübung sei gekennzeichnet 

durch (1) eine asymmetrische Information der Marktteilnehmer beim Tausch sexueller 

Dienstleistungen, (2) durch negative gesellschaftliche Auswirkungen im Bereich Gesundheit 

und Kriminalität, (3) durch eine im Hinblick auf Konsensualität wenig glaubwürdige Praxis der 

Ausübung von Prostitution sowie (4) durch eine starke Kommodifizierung von Sexarbeit, was 

im Hinblick auf die allgemein geltenden sozialen Normen als kritisch angesehen wurde. 

 

„Prostitution 2.0“ bezeichnete demgegenüber eine seit Mitte der 90er Jahre durch drei 

technologische Fortschritte in der Digitalisierung bedingte Weiterentwicklung von 

Prostitutionsausübung in den USA: (1) eine Kosten senkende Online-Werbung auf Seiten 

der Sexarbeiter*innen ging einher mit (2) auf Sexarbeiter*innen bezogene Online-Ratings in 

Kunden-Portalen, (3) begleitet von ersten Formen einer Internet gestützten Kunden-

Verifikation. 

 

                                                           
93 Siehe: Scott R. Peppet, Prostitution 3.0?, 2013, Iowa Law Review, zit. nach: 
https://scholar.law.colorado.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1287&context=articles 
 

https://scholar.law.colorado.edu/cgi/viewcontent.cgi?article=1287&context=articles
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Im Vergleich zu der durch die Straßenprostitution gekennzeichneten Phase „Prostitution 1.0“ 

erwies sich „Prostitution 2.0“ als eine insgesamt als gesünder, sicherer und humaner 

beschriebene Form der Prostitutionsausübung. Doch „Prostitution 2.0“ löste nicht alle 

Probleme von „Prostitution 1.0“. Dies – so die These Peppets – bliebe erst der Phase 

„Prostitution 3.0“ vorbehalten. Diese Phase sei durch vier technologische Innovationen 

gekennzeichnet, die nunmehr zum Einsatz kommen könnten: 

 

(1) STD-Status: die wechselseitige Verifikation des aktuellen STD-Status auf Seiten der  

     Sexarbeiter*innen wie der Kunden; 
 

(2) Kriminalitäts-Status: die wechselseitige Verifikation (Bestätigung) der jeweiligen  

     persönlichen Kriminalitätsbiographie bzw. Gewaltneigung durch Abgleich mit offiziellen  

     Datenbanken; 
 

(3) Menschenhandels-Status: die Beglaubigung, das auf Seiten der Sexarbeiter*innen 

     keine Indizien für das Vorliegen einer Menschenhandels-Problematik sprächen; 
 

(4) Biometrische Verifikation: Verifikation der Identität von Kunde und Prostituierter  

     unmittelbar im Vorfeld des sexuellen Kontakts durch wechselseitigen biometrischen Iris- 

     Scan, deren Ergebnis mit bei den Betreiber*innen von Werbeportalen hinterlegten Daten  

     abgeglichen werden.   

 

Das erklärte Ziel von „Prostitution 3.0“ im Modell von Peppet war die Gewährleistung eines 

von „Zwangsprostitution“ und „Menschenhandel“ freien und durch Gewalt und Täuschungen 

nicht beeinträchtigten sexuellen Kontakts zwischen Kunde und Sexarbeiter*in als 

Vorbedingungen einer Legalisierung von Prostitution in den USA.94 Erst die Realisierung von 

„Prostitution 3.0“ bedeute eine „vollständige Entkriminalisierung“ von Prostitution. 

 

Wie Sexkauf unter den Bedingungen von Peppets „Prostitution 3.0“ abläuft, gleicht einer 

totalitären Horrorvorstellung. Anhand eines „Szenarios“ gibt dessen Erfinder davon einen 

ersten Vorgeschmack: 
 

 “Imagine the following scenario. A potential customer contacts a prostitute through her online 

 advertisement. She agrees to meet with the customer at his hotel room the following week, but 

 first requires him to submit his name and identifying information to a qualified Internet 

 intermediary. The intermediary uses that information to run analytics on the customer. It 

 checks that the customer has no history of crime or violence, verifies the date and results of 

 his last medical test for sexually transmitted diseases ("STDs"), and confirms that no other 

 prostitute has reported him for misbehavior. The intermediary sends this information to the 

 prostitute, without including the customer's identifying information such as his name or 

 address. It simultaneously sends the client a de-identified report on the prostitute, including 

 information on her criminal history, health status, and customer reviews. The intermediary also 

 verifies that she is of age and has not been trafficked by cross-checking her identity against 

 government records and other data. As soon as both parties review this information and 

 confirm their desire to proceed, the intermediary takes a fifty percent deposit from the 

 customer, which it holds in escrow. When the prostitute and the client first meet the following 

 week, they quickly conduct iris scans of each other's eyes using a pocket device that connects 

 to the prostitute's mobile phone. The intermediary uses this biometric information to confirm 

 that each is the actual person whom the firm verified and the other agreed to meet. Neither 

 knows the other's name, but each knows that the other is a safe, healthy, and uncoerced 

 counterpart. Each knows that the intermediary is legally obligated to maintain their 

 confidences, but is also obligated to reveal their identities to law enforcement if their 

 interaction is marred by violence, fraud, or disease transmission. Finally, each also knows that 

                                                           
94 “The creation of a sound Prostitution 3.0 market may be the most effective means of combatting the 
coercive trafficking market. (Peppet, S. 2040) 
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 if - and only if -they use this system, their sexual transaction is legal.”95 
 

An den Gedankenreichtum der Abhandlung von Peppet – auch wenn dessen Ideen komplett 

inakzeptabel sind – reichen Pengs Ausführungen bei Weitem nicht heran. Von daher 

ergeben sich zwangsläufig Unterschiede, die jedoch die hier vertretene Behauptung, dass 

Peng sich bei Peppet bedient und abgekupfert hat, nicht berührt.  

 

Der Vorwurf des Abkupferns bezieht sich auf Pengs selektive, eklektizistische Übernahme 

von Denkansätzen und praxisorientierten Vorschlägen aus Peppets Abhandlung.  

 

Grundlegende Übereinstimmungen dagegen liegen in den folgenden Punkten vor: 

 

1. Peng übernimmt von Peppet das Grundschema „Prostitution 1.0 / 2.0 / 3.0“ bei 

gleichzeitiger Umbenennung in „Sexwork 1.0 / 2.0 / 3.0“ sowie einer inhaltlichen 

Verballhornung: Während Peppet seine Unterscheidung an Strukturprobleme bzw. dem 

Vorliegen jeweils spezifischer Technologien festmacht, orientiert sich Peng vor allem an 

Zeitabschnitten, denen „Sexwork 1.0 / 2.0 3.0“ zugeordnet werden. 

 

2. Analog zu Peppet koppelt Peng den Übergang von „Prostitution 1.0 / 2.0 / 3.0“ bzw. 

„Sexwork 1.0 / 2.0 / 3.0“ an „technologische Innovationen“ im Zuge der Digitalisierung. 

 

3. Analog zu Peppet steht die Überwindung von Gewaltrisiken in der Prostitution, die 

Überwindung von „Zwangsprostitution“ und „Menschenhandel“ im Zentrum der Innovationen, 

die im Namen zunehmender „Sicherheit“ als unabdingbar gelten. 

 

4. Analog zu Peppet wird die Überwindung von Gewalt in der Prostitution als Problem 

unzureichender Information gesehen. Es sind daher beide Male Innovationen in der 

Informationstechnologie, nicht aber Fortschritte in der Verrechtlichung, die als Garanten des 

Fortschritts in der Entwicklung von Prostitution wahrgenommen werden. 

 

5. In beiden Abhandlungen bleibt die strafrechtliche Reglementierung von Prostitution 

(einmal im Sinne der Prohibition, das andere Mal im Sinne der Regulierung als legales 

Gewerbe) grundlegend und unangetastet. 

 

6. Der Vorschlag einer Zertifizierung der Betreiber*innen von Online-Werbeportalen für 

sexuelle Dienstleistungen findet sich originär bei Peppet und wird von Peng übernommen.96 

 

7. Die These von der Notwendigkeit eines „Kundenscreenings“ findet sich originär bei Peppet 

und im Anschluss daran auch bei Peng, wobei Peppet sie als unvollständig realisiert bereits 

der Phase „Prostitution 2.0“ zuordnet, während  Peng sie der Phase „Sexwork 3.0“ 

zuschreibt. 

 

8. Sowohl bei Peppet als auch bei Peng sind die Phasen von „Prostitution 1.0 / Prostitution 

2.0“ bzw. Sexwork 1.0 / Sexwork 2.0“ durch eine weitgehende Anonymität von Prostitution 

gekennzeichnet. Diese wird erst in der Phase „Prostitution 3.0“ bzw. „Sexwork 3.0“ 

aufgehoben.97 

 

                                                           
95 vgl. Peppet, S. 1991 
96 vgl. Peppet, S. 2015 ff. 
97 vgl. Peppet, S. 2050 
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9. Das Internet gestützte Blacklisting gewaltgeneigter Kunden ordnet Peppet bereits der 

Phase „Prostitution 2.0“ zu. Beide – Peppet und Peng – stimmen jedoch darin überein, dass 

Vermittler gestützte Verfahren des Kundenscreenings erst in der Phase „Prostitution 3.0“ 

bzw. „Sexwork 3.0“ erfolgen. 

 

Da es sich hierbei um keineswegs nebensächliche Übereinstimmungen handelt, ist der 

Vorwurf berechtigt, dass Peng sich bei Peppet bedient hat, ohne dessen Urheberschaft im 

Hinblick auf Denkmodelle und konkrete Empfehlungen zu benennen, wie es 

wissenschaftlichen Standards und allgemeiner Fairness entsprochen hätte. 

 

Die speziellen Ausführungen Peppets zu „Prostitution 3.0“ liefern allerdings Hinweise darauf, 

warum Pengs „Sexarbeit 3.0“ an einigen Punkten vom Original abweicht.  

 

Denn die von Peppet für „Prostitution 3.0“ vorgesehenen Prozeduren, von der 

wechselseitigen Mitteilung des aktuellen STD-Status bis hin zu biometrischen Iris-Scans und 

deren Abgleich mit bei den Werbeportal-Betreiber*innen hinterlegten Daten der Beteiligten 

sind dermaßen freiheitsfeindlich und totalitär, dass sie im Kontext der bundesdeutschen 

Diskussion keiner Sexarbeiter*in vermittelbar gewesen wären.   

 

Auch die Überlegung Peppets, wonach Sexarbeit zukünftig nur noch unter Prostitution-3.0-

Vorgaben legal wäre98, alles andere aber illegal und strafrechtlich zu verfolgen wäre, ist eine 

reaktionäre Provokation, für die es in Deutschland unter Sexarbeiter*innen wenig 

Verständnis geben würde.99 Mit den auf das amerikanische Publikum zielenden 

Überlegungen, die Persönlichkeitsrechte und Datenschutz für die vage Aussicht einer 

Aufhebung der Prohibition zur Disposition stellen, könnte man hierzulande kaum 

Sexarbeiter*innen erwärmen. 

 

Vermutlich hat Peng aus all den genannten Gründen auf eine 1:1-Übernahme von Peppets 

Grundideen verzichtet, zumal der reaktionäre Charakter dieser Reform dann auch der 

Letzten hätte einleuchten müssen. Daher die inhaltlichen Abweichungen, was Peppets 

„Prostitution 3.0“ bzw. Pengs „Sexwork 3.0“ betrifft. Und daher wohl der Entschluss, die 

Spuren zu verwischen und den Originaltext gänzlich zu verschweigen.  

 

Damit wird den Leser*innen von „Sexwork 3.0“ freilich der spezifisch amerikanische 

Background des Konzepts vorenthalten. Die Vorschläge und Empfehlungen Peppets sind 

nur verständlich und nachvollziehbar vor dem Hintergrund der US-amerikanischen 

Prohibition und der Frage, wie sie zu überwinden sei. Sie sind nur verständlich vor dem 

Hintergrund einer ursprünglich dominierenden Straßenprostitution mit all ihren 

Unwägbarkeiten bei gleichzeitiger Illegalität jeder Form von Bordellen. Auch die Haltung zu 

Persönlichkeitsrechten und deren Schutz hat in den USA eine völlig andere Tradition als in 

Deutschland, was eine schlichte Übertragung solcher Überlegungen ausschließt. 

 

Typisch deutsche Debatten, die von einer Gefahr durch eine angeblich fremdbestimmte 

Prostitutionsmigration ausgehen, finden sich demgegenüber in der US-amerikanischen 

Diskussion so nicht. Daher finden sich bei Peppet auch nicht Pengs verpflichtende 

                                                           
98 “Finally, reform would ultimately culminate in simultaneously legalizing Prostitution 3.0 while criminalizing 
the purchase of sex outside of Prostitution 3.0's parameters…” (Peppet, S. 2044) 
99 Scott Peppets Vorstellung, wonach zukünftig jede Prostitution jenseits der 3.0-Standards zu kriminalisieren 
sei, bezeichnete Elizabeth Brown zu Recht als „far from the lofty liberalism and freedom-of-contract ideas 
Peppet pays lip service to“. (Elizabeth N. Brown, Imagining 'Prostitution 3.0' – Why is there no Uber for 
prostitution? (2015), vgl. https://reason.com/2015/02/23/prostitution-innovation-thwarted-by-law/ 

https://reason.com/2015/02/23/prostitution-innovation-thwarted-by-law/
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Professionalisierungs-Angebote, die nur im Mief eines in Umerziehungs-Phantasien 

schwelgenden assimilatorischen Nationalismus gedeihen können. Während Peppet das 

politische Für und Wider seiner umstrittenen Vorschläge offen diskutierte und sich Kritik 

zuzog100, tut Peng gerade so, als würde mit „Sexwork 3.0“ der gewaltfreie Honeymoon fürs 

Prostitutionsgewerbe eingeläutet. 

 

 

Schlussbemerkung 

 

„Sexwork 3.0“ ist – anders als die Verfasserin es ankündigt – keine „Analyse der Prostitution 

der Gegenwart“.101 Es handelt sich stattdessen um eine private Abrechnung mit Sexarbeit 

vor dem Hintergrund bestimmter, zum Teil negativer persönlicher Erfahrungen102, die von der 

Verfasserin allerdings unzulässig verallgemeinert werden. 

 

Unsere Auseinandersetzung mit „Sexwork 3.0“ hat ergeben, dass diese Publikation nicht 

beanspruchen kann, „über die Lage der Prostitution in Deutschland und im internationalen 

Raum fakten- und evidenzbasiert aufzuklären und zu informieren.“103 Als Fakten werden 

vielmehr persönliche Erfahrungen und Impressionen ins Feld geführt, die zunächst einmal 

nur für sich stehen und als solche nicht automatisch verallgemeinerungsfähig sind. 

 

Dass sich die von Peng vorgetragenen Forderungen und Empfehlungen „aus der Analyse 

der Praxis, Problemlagen und Quellenanalysen ergeben“104, ist ebenso wenig zutreffend. 

Denn zentrale Argumentationen sind aus der 2013 erschienenen Abhandlung „Prostitution 

3.0?“ des amerikanischen Rechtswissenschaftlers Scott R. Peppet abgekupfert, ohne 

Urheber oder Quelle im Text bzw. im Literaturverzeichnis auch nur mit einer Silbe zu 

erwähnen. 

 

Im Allgemeinen wird bei einem Sachbuch ein Literaturverzeichnis erstellt „als Nachweis der 

für die Arbeit gelesenen und verwendeten Literatur; außerdem werden so die Urheberrechte 

der Autoren geachtet und gesichert“ – so heißt es zumindest in Wikipedia.  

 

Von solchen Vorgaben weicht Peng in erstaunlich kreativer Weise ab. So findet sich in ihrem 

Literurverzeichnis der Eintrag: „Van Galen, Wersig, Rixen, Prostituiertenschutzgesetz: 

ProstSchG Kommentar, Beck 2021“. 

 

                                                           
100 Cunningham/Kendall erklärten in Abgrenzung zu Peppet kritisch: „most of the social problems associated 

with prostitution are not inherent to the industry, but they are the logical result of the prohibition itself”.  

Vgl. Scott Cunningham / Todd D. Kendall, Prostitution 3.0: A Comment, 2014, S. 132, 

https://www.scunning.com/files/cunningham_kendall_2014.pdf 
101 Peng  9 
102  Über ihre 10 Jahre als aktive Sexarbeiterin berichtet Peng: „In meinem Fall waren es drei Erlebnisse, wo 

Gewalt vor Ort im Spiel war.“ (vgl. https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/06/19/ich-habe-

in-der-sexarbeit-gewalt-erfahren-warum-ich-mich-deshalb-fuer-sexworker-und-gegen-sexkaufverbote-

engagiere/, 19. 06. 2020) „Im Nachhinein betrachte ich meine irrlichternde Karriere im Rotlicht Biz als Fehler 

und Unglücksfall in meinem Lebenslauf, weil ich Zeit, Geld und Verstand über 15 Jahre verplempert habe.“  

(vgl. https://nuttenrepublik.com/, 11.07.2021) Will man sich anschließend beruflich umorientieren, so scheint 

es oftmals opportun, den Bereich, in dem man bislang tätig war, in ein schlechtes Licht zu rücken: „Man sieht 

an mir, dass es immer wieder schön ist, wenn man sich wie Münchhausens Zopf aus dem Sumpf ziehen kann.“ 

Mit „Sumpf“ meint Peng die Sexarbeit. (vgl. https://nuttenrepublik.com/, 03.07.2021) 
103 Peng 15 
104 Peng 227 

https://www.scunning.com/files/cunningham_kendall_2014.pdf
https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/06/19/ich-habe-in-der-sexarbeit-gewalt-erfahren-warum-ich-mich-deshalb-fuer-sexworker-und-gegen-sexkaufverbote-engagiere/
https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/06/19/ich-habe-in-der-sexarbeit-gewalt-erfahren-warum-ich-mich-deshalb-fuer-sexworker-und-gegen-sexkaufverbote-engagiere/
https://www.berufsverband-sexarbeit.de/index.php/2020/06/19/ich-habe-in-der-sexarbeit-gewalt-erfahren-warum-ich-mich-deshalb-fuer-sexworker-und-gegen-sexkaufverbote-engagiere/
https://nuttenrepublik.com/
https://nuttenrepublik.com/
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Ganz abgesehen davon, dass die Verunstaltung des Namens „Van Galen“ für eine in Berlin 

ansässige Autorin, die angibt, über Insiderkenntnisse zu verfügen, schon eine erstaunliche 

Fehlleistung ist, muss festgestellt werden, dass das angegebene Buch überhaupt nicht 

existiert. Es wird nur von einem Verlag seit Jahr und Tag angekündigt und soll nun angeblich 

2022 erscheinen. Gleichwohl findet man es unter der angeblich von Peng verwendeten 

Literatur in ihrem Literaturverzeichnis. Auch so foppt man seine Leser*innen.  

 

Pengs zentrale These einer Allgegenwart von Gewalt in der Prostitution ist empirisch nicht 

belegt. Ihre Argumentation fokussiert auf „Kundengewalt“ und malt das Gespenst des 

allgegenwärtigen Soziopathen an die Wand, der zum ebenso allgegenwärtigen Gewaltrisiko 

für Sexarbeiter*innen stilisiert wird.   

 

Geschickt betreibt die Verfasserín das Verwirrspiel zwischen dem Vorliegen tatsächlicher 

„Gewalt“ und dem Bestehen potenzieller „Gewaltrisiken“ in der Prostitution. Niemand 

würde ein potenzielles Risiko von Gewalt in der Prostitution ernsthaft in Abrede stellen. Aber 

das besagt rein gar nichts über die Wahrscheinlichkeit, mit der aus einer Möglichkeit eine 

Tatsache wird.105 Indem Peng beide Begriffen changiert, betreibt sie das Spiel mit der Angst. 

Das war schon immer die Methode, aus der Prostitutionsgegner*innen jeglicher Couleur 

politisches Kapital zu schlagen wussten.  

 

Das Angst-Narrativ dient Peng als Hebel für ihre Forderung nach einer Ausdehnung der 

Erlaubnispflicht auf Online-Werbeportale für Sexdienstleisterinnen („Zertifizierung“). Die 

Persönlichkeitsrechte von Sexarbeiter*innen und ihrer Kunden werden durch die Empfehlung 

zur Einführung von Verifikationssystemen zwecks Feststellung ihrer Identität ohne Not zur 

Disposition gestellt. 

 

Der von Peng favorisierte Gewaltdiskurs blendet die methodischen Schwächen existierender 

Studien dazu systematisch aus und stützt sich unkritisch auf gängige Zerrbilder zu 

Prostitution: die interessierten strafrechtlichen Konstruktionen von „Menschenhandel“, 

„Zwangsprostitution“, „(sexuelle) Ausbeutung“, „Zuhälterei“ und neuerdings unverzichtbar: 

die umtriebigen „Loverboys“. Nichts wird ausgelassen, was geeignet wäre, angebliche 

„Schattenseiten“ der Prostitution zu betonen. All dieser Klischees bedient sich Peng in 

gänzlicher Beliebigkeit, frei nach dem Motto ‚Der Zweck heiligt die Mittel‘.  

 

Ein rassistisch grundiertes Prostitutionsmigrantinnen-Bashing darf dabei natürlich nicht 

fehlen: Prostitutionsmigrantinnen haben zukünftig – wenn es nach Peng geht – gefälligst 

selbst den Nachweis zu führen, dass sie „selbstbestimmt“ sind und über „ausreichende 

Sprachkenntnisse“ verfügen. Ansonsten sei ihnen der Zugang zu Online-Werbeportalen für 

sexuelle Dienstleistungen zu verwehren.  

 

Wenn es um die Wahrungen von Konkurrenzchancen der deutschen, als „selbstbestimmt“ 

vermarkteten Sexarbeiterinnen geht, ist man nicht zimperlich. 

 

Die Forderung nach einer „vollständigen Entkriminalisierung“ von Prostitution wird von Peng 

aus dem Kontext der Verrechtlichung von Sexarbeit herausgelöst. Sie wird umgedeutet zum 

Argument für den Schulterschluss mit Polizei und Strafverfolgungsbehörden, um einer 

                                                           
105 Niemand würde bestreiten, dass sämtliche Verkehrsteilnehmer*innen – ob nun Fußgänger, Fahrrad- oder 
Autofahrer – ein Risiko eingehen, das im Zweifel tödlich sein kann. Niemand würde jedoch deshalb darauf 
verzichten, am allgemeinen Verkehr teilzunehmen oder nach abolitionistischer Manier unter Beibehaltung des 
Straßenverkehrs die Bestrafung aller Autofahrer fordern. Ebenso wenig Sinn macht Pengs Forderung einer 
digital gestützten Totalüberwachung sämtlicher Verkehrsteilnehmer*innen. 



21 
 

vermeintlich allgegenwärtigen „Rotlicht-Kriminalität“ entgegenzutreten. Über all dem schwebt 

der unerschütterliche Glaube, den bürgerlichen Staat ausgerechnet dann in die Pflicht 

nehmen zu können, wenn es um den Schutz und die Sicherheit von Sexarbeiter*innen geht. 

Auf Rechte verzichtet sie dabei gern schon mal. 

 

„Ich bin keine Prostitutionsgegnerin geworden, aber eine Prostitutionskritikerin, wie mein 

Buch eindeutig beweist“106, erklärt Peng im Nachhinein. Mit dieser vermeintlichen 

Eindeutigkeit ist es allerdings nicht weit her. Denn die Sicht auf sich selbst lässt bekanntlich 

alles oft in einem milderen Lichte erscheinen und hat beschönigende Züge. 

 

Bleibt abschließend hervorzuheben, dass der „Berufsverband sexuelle und erotische 

Dienstleistungen“ (BesD), dessen internationale Sprecherin und dessen Vorstandsmitglied 

Ariane alias Susanne Bleier-Wilp alias Martyra Peng in den Jahren 2019 und 2020 war, 

„Sexwork 3.0“ in den höchsten Tönen lobt und dessen Lektüre empfiehlt.107 So hat man auf 

der Stuttgarter Sexarbeits-Konferenz des BesD im September 2021 Martyra Peng eigens 

noch einmal ein Forum geboten, damit sie dort ihre Ansichten verbreiten kann.  

 

Wer sich so politisch positioniert, muss sich allerdings fragen lassen, was man eigentlich 

noch mit der Vertretung und Wahrung von Sexarbeits-Interessen zu tun hat. 

                                                           
106 https://nuttenrepublik.com/11.07.2021 
107 Wir können uns dieser Empfehlung aus den hier dargestellten inhaltlichen Gründen nicht anschließen. Im 
Übrigen ist „Sexwork 3.0“ auch gemessen am Umfang völlig überteuert: Für die Printausgabe mit ca. 1.100 
Zeichen pro Seite (300 Seiten) zahlt man stolze 34 €. Im Vergleich dazu kostet „Entrechtung durch Schutz“, die 
Doña-Carmen-Streitschrift zum Prostituiertenschutzgesetz, schlappe 19,90 €. Für den halben Preis erhält man 
den vierfachen Umfang: 640 Seiten a ca. 2.100 Zeichen pro Seite. Ganz abgesehen vom fundierteren Inhalt. Bei 
Undine de Revieres „Huren-Manifest“ musste man für 250 Seiten und ca. 1.700 Zeichen pro Seite lediglich 
15,50 € berappen. Weniger als der halbe Preis, dafür aber ein Drittel mehr Text als bei Peng.     


